
 

Gestützt auf die Stiftungsurkunde 
(Art. 4 Ziff. 3) erlässt der Stiftungsrat das 
nachfolgende Organisationsreglement. 

1 Zweck 
Das Organisationsreglement regelt die 
Aufgaben und Kompetenzen der Or-
gane und Gremien der Stiftung. 

2 Organe der Stiftung 
Organe der Stiftung sind: 
– der Stiftungsrat 
– die Kassenvorstände 
– der Geschäftsführer (falls ein solcher 

vom Stiftungsrat bezeichnet wird) 

3 Gremien der Stiftung 
Gremien der Stiftung sind: 
– die Geschäftsstelle 
– der Sekretär 

Dabei handelt es sich um ständige Gre-
mien. Der Stiftungsrat kann nach Bedarf 
weitere ständige oder zeitlich befristete 
Gremien bilden. 

4 Der Stiftungsrat 

4.1 Konstituierung 
Der Stiftungsrat konstituiert sich selbst. 
Er wählt jährlich in der ersten ordentli-
chen Sitzung des Kalenderjahres aus sei-
ner Mitte den Präsidenten und den Vi-
zepräsidenten.  

4.2 Aufgaben / Delegation 
Der Stiftungsrat ist das oberste Organ 
der Stiftung und trägt die Gesamtver-
antwortung. Er vertritt die Stiftung nach 
aussen, sofern diese Vertretung gemäss 
Stiftungsurkunde oder diesem Regle-
ment nicht an andere Organe, Gremien 

oder an Dritte delegiert ist. Der Stif-
tungsrat delegiert die Geschäftsführung 
sowie weitere Aufgaben an andere Or-
gane und Gremien der Stiftung oder an 
andere mit der Durchführung der beruf-
lichen Vorsorge betraute Dritte, soweit 
nicht zwingende Gesetzesbestimmun-
gen, Stiftungsurkunde oder dieses Reg-
lement etwas anderes vorsehen. 

Der Stiftungsrat kann jedoch im Einzel-
fall oder generell jederzeit in Aufgaben 
und Kompetenzen ihm unterstellter Or-
gane und Gremien oder von ihm beauf-
tragten Dritten eingreifen oder Weisun-
gen erteilen. 

Insbesondere kommen dem Stiftungs-
rat die folgenden nicht delegierbaren 
Aufgaben zu (vgl. Art. 51a BVG): 
– Festlegung des Finanzierungssystems 
– Festlegung von Leistungszielen und 

Vorsorgeplänen sowie der Grunds-
ätze für die Verwendung der freien 
Mittel 

– Erlass und Änderung von Reglemen-
ten 

– Änderung der Stiftungsurkunde 
– Erstellung und Genehmigung der Jah-

resrechnung 
– Festlegung der Organisation 
– Sicherstellung der Information der 

versicherten Personen 
– Sicherstellung der Erstausbildung und 

Weiterbildung der Arbeitnehmer- 
und Arbeitgebervertreter 

– Festlegung einer angemessenen Ent-
schädigung für den Stiftungsrat (vgl. 
Ziffer 13 nachstehend) sowie die jähr-
liche Überprüfung dieser Entschädi-
gung 

– Entscheid über die ganze oder teil-
weise Rückdeckung der Vorsorgeein-
richtung und über den allfälligen 
Rückversicherer 

– Wahl und Abberufung der Geschäfts-
stelle 

– Wahl und Abberufung der Revisions-
stelle und des Experten für die beruf-
liche Vorsorge 

– Wahl und Abberufung des Stiftungs-
ratspräsidenten und der Vizepräsi-
denten 

– Wahl und Abberufung des Geschäfts-
führers und des Sekretärs 

– Festlegung der Anlagestrategie, der 
Anlageorganisation und der Anlage-
prozesse 

– Information des Geschäftsführers, 
des Sekretärs und allfälligen weiteren 
Organen, Gremien oder Personen 
über sämtliche für deren Tätigkeit für 
die Stiftung wesentlichen Vorfälle 

– Abschluss und regelmässige Überprü-
fung von Versicherungsverträgen so-
wie von Outsourcing- und Dienstleis-
tungsverträgen 

– Erteilung der Zeichnungsberechtigung 
(kollektiv zu zweien) an die zur Ver-
tretung der Stiftung berechtigen Per-
sonen gemäss Antrag des jeweiligen 
Organs oder Gremiums 

4.3 Vertretungsbefugnis / Zeichnungs-
berechtigung 
Jeder Stiftungsrat zeichnet kollektiv zu 
Zweien. 

4.4 Sitzungen und Einberufung 
Der Präsident leitet die Sitzungen des 
Stiftungsrates oder stellvertretend der 
Vizepräsident. 

Der Stiftungsrat versammelt sich auf 
Einladung des Präsidenten oder des ihn 
vertretenden Vizepräsidenten, so oft es 
die Geschäfte erfordern, mindestens je-
doch einmal jährlich. 

Jedes Mitglied des Stiftungsrates ist be-
rechtigt, jederzeit die Einberufung einer 
Sitzung unter Angabe des Zweckes zu 
verlangen. 

Organisationsreglement 
Sammelstiftung Vita Plus  
der Zürich Lebensversicherungs-Gesellschaft AG, Zürich 

 



Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, so-
fern die Mehrheit seiner Mitglieder an-
wesend ist. Die Beschlüsse werden mit 
Stimmenmehrheit der Anwesenden ge-
fasst. Bei Stimmengleichheit zählt die 
Stimme des Vorsitzenden doppelt. 

Wichtige Entscheide bedürfen einer 
2/3-Mehrheit. Als wichtige Entscheide 
gelten insbesondere Änderungen der 
Anlagerichtlinien und des Wahlregle-
ments sowie die Kündigung eines Versi-
cherungsvertrages. 

Über die Beschlüsse ist ein Protokoll zu 
führen. Die Beschlussfassung kann auch 
auf dem Zirkulationsweg erfolgen. 

Vertreter der Stifterin können an den 
Sitzungen des Stiftungsrates teilneh-
men. Sie haben ausschliesslich bera-
tende Funktion. 

5 Die Kassenvorstände 
Die Organisation der Kassenvorstände 
ist im Organisationsreglement für den 
Kassenvorstand geregelt. 

6 Der Geschäftsführer 

6.1 Wahl des Geschäftsführers 
Der Geschäftsführer wird vom Stiftungs-
rat jeweils für die Dauer eines Jahres ge-
wählt, sofern der Stiftungsrat einen sol-
chen einzusetzen beschliesst. Wieder-
wahl ist unbeschränkt möglich. 

Der Geschäftsführer zeichnet kollektiv 
zu Zweien. 

6.2 Aufgaben 
Der Geschäftsführer ist für die Ge-
schäftsführung der Stiftung verantwort-
lich, soweit sich aus zwingenden Geset-
zesbestimmungen, der Stiftungsur-
kunde und diesem Reglement nichts an-
deres ergibt. Es kommen ihm sämtliche 
Befugnisse zu, die nicht dem Stiftungs-
rat, anderen Gremien der Stiftung oder 
anderen mit der Durchführung der be-
ruflichen Vorsorge betrauten Dritten 
vorbehalten sind. 

Zu den Aufgaben des Geschäftsführers 
gehören insbesondere: 

6.2.1 Dokumentation; Jahresbericht; 
Geschäftsbericht 
– Mithilfe bei der Erarbeitung von inter-

nen Richtlinien und Weisungen 
– Mithilfe bei der Erstellung der Jahres-

rechnung 
– Erstellen eines jährlichen Geschäfts-

berichtes 

6.2.2 Unterstützung des Stiftungsrates 
Dem Geschäftsführer obliegt die Be-
treuung, Information und Unterstüt-
zung des Stiftungsrates sowie sämtli-
cher Gremien der Stiftung und anderen 
mit der Durchführung der beruflichen 
Vorsorge betrauten Dritten. Dazu ge-
hört insbesondere: 
– Die Vorbereitung der Sitzungen des 

Stiftungsrates 
– Die Vorbereitung der Beschlüsse des 

Stiftungsrates 
– Die Koordination der Zusammenar-

beit zwischen Stiftungsrat, Experten 
für die berufliche Vorsorge, Revisions-
stelle, Lebensversicherer, Geschäfts-
stelle, Stiftungssekretariat und weite-
ren mit der Durchführung der berufli-
chen Vorsorge betrauten Dritten 

– Die Beaufsichtigung der Geschäfts-
stelle sowie anderer mit der Durch-
führung der beruflichen Vorsorge be-
trauten Dritten 

– Die Vorbereitung der Formulierung 
von Anträgen zuhanden des Stif-
tungsrates 

6.2.3 Berichterstattung 
Der Geschäftsführer orientiert den Stif-
tungsrat an seinen Sitzungen schriftlich 
über den laufenden Geschäftsgang und 
die wichtigsten Geschäftsvorfälle. Aus-
serordentliche Vorfälle bringt er dem 
Stiftungsratspräsidenten – oder im Falle 
seiner Verhinderung – dem Vizepräsi-
denten des Stiftungsrates sowie dem 
Sekretär unverzüglich zur Kenntnis. 

Der Geschäftsführer informiert den Stif-
tungsrat insbesondere über die finanzi-
elle Lage der Stiftung. 

7 Der Sekretär 
Der Stiftungsrat wählt jeweils für die 
Dauer eines Jahres einen Sekretär, wel-
cher nicht Mitglied des Stiftungsrates zu 

sein braucht. Wiederwahl ist jederzeit 
möglich. 

Der Sekretär unterstützt den Stiftungs-
rat und den Geschäftsführer in der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben. Insbe-
sondere ist er für die Abfassung der Pro-
tokolle der Stiftungsratssitzungen ver-
antwortlich. 

8 Die Geschäftsstelle 
Die Stiftung beauftragt eine Geschäfts-
stelle mit der Durchführung der Stif-
tungsverwaltung. 

9 Integrität und Loyalität 
der Verantwortlichen 
Die mit der Geschäftsführung oder Ver-
waltung der Stiftung oder mit der Ver-
mögensverwaltung betrauten Personen 
müssen einen guten Ruf geniessen und 
Gewähr für eine einwandfreie Ge-
schäftstätigkeit bieten. 

Sie unterliegen der treuhänderischen 
Sorgfaltspflicht und müssen in ihrer Tä-
tigkeit die Interessen der Versicherten 
der Stiftung wahren. Zu diesem Zweck 
sorgen sie dafür, dass aufgrund ihrer 
persönlichen und geschäftlichen Ver-
hältnisse kein Interessenskonflikt ent-
steht. 

Wechsel in der Geschäftsführung und in 
der Vermögensverwaltung sind der zu-
ständigen Aufsichtsbehörde umgehend 
zu melden. 

Mit der Geschäftsführung und/oder der 
Vermögensverwaltung betraute ex-
terne Personen oder wirtschaftlich Be-
rechtigte von mit diesen Aufgaben be-
trauten Unternehmen dürfen nicht im 
obersten Organ der Stiftung vertreten 
sein. 

Vermögensverwaltungs-, Versiche-
rungs- und Verwaltungsverträge, wel-
che die Einrichtung zur Durchführung 
der beruflichen Vorsorge abschliesst, 
müssen spätestens fünf Jahre nach Ab-
schluss ohne Nachteile für die Stiftung 
aufgelöst werden können. 

Bei bedeutenden Rechtsgeschäften mit 
Nahestehenden gemäss Art. 48i BVV 2 
müssen Konkurrenzofferten eingefor-
dert werden. Dabei muss über die 
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Vergabe vollständige Transparenz herr-
schen und es muss insbesondere sicher-
gestellt werden, dass Geschäfte zu 
marktüblichen Konditionen abgeschlos-
sen werden. 

Personen und Institutionen, die mit der 
Anlage und Verwaltung des Vermögens 
betraut sind, müssen im Interesse der 
Stiftung handeln. Dabei sind die Bestim-
mungen von Art. 48j BVV 2 strikte ein-
zuhalten. Insbesondere sind Front-, Pa-
rallel- und After-Running nicht erlaubt. 
Anlagen dürfen nicht ohne einen im In-
teresse der Stiftung liegenden wirt-
schaftlichen Grund umgeschichtet wer-
den. 

Alle mit der Anlage und Verwaltung von 
Vorsorgevermögen betrauten Personen 
haben den verbindlichen Verhaltensko-
dex gemäss ASIP Charta, bestehend aus 
Grundsätzen der Integritäts- und Loyali-
tätsanforderungen, zu befolgen. 

Personen und Institutionen, die mit der 
Geschäftsführung oder Vermögensver-
waltung betraut sind, müssen ihre Inte-
ressenverbindungen jährlich gegenüber 
dem obersten Organ offenlegen. Dazu 
gehören insbesondere auch wirtschaftli-
che Berechtigungen an Unternehmen, 
die in einer Geschäftsbeziehung zur Ein-
richtung stehen. Beim obersten Organ 
erfolgt diese Offenlegung gegenüber 
der Revisionsstelle. 

Personen und Institutionen, die mit der 
Geschäftsführung, Verwaltung oder 
Vermögensverwaltung betraut sind, 
müssen die Art und Weise der Entschä-
digung und deren Höhe eindeutig be-
stimmbar in einer schriftlichen Verein-
barung festhalten, der Stiftung zwin-

gend sämtliche Vermögensvorteile ab-
liefern, die sie darüber hinaus im Zu-
sammenhang mit der Ausübung ihrer 
Tätigkeit für die Stiftung erhalten, und 
dem obersten Organ jährlich eine 
schriftliche Erklärung darüber abgeben, 
dass sie sämtliche Vermögensvorteile 
nach Art. 48k BVV 2 abgeliefert haben. 

Bagatell- und übliche Gelegenheitsge-
schenke (Naturalgeschenke, Einladun-
gen zu Veranstaltungen sowie Essen 
etc.), welche einen Gegenwert von 
CHF 200 pro Fall und CHF 500 pro Ge-
schäftspartner und Jahr nicht überstei-
gen, fallen nicht unter diese Bestim-
mungen, soweit der Gesamtwert derar-
tiger Zuwendungen in einem Jahr 
CHF 3000 nicht übersteigt. 

10 Rechtsgeschäfte mit Na-
hestehenden 
Für Rechtsgeschäfte mit Nahestehen-
den sind die Bestimmungen von 
Art. 51c BVG massgebend. 

11 Verantwortlichkeit 
Alle mit der Verwaltung oder Geschäfts-
führung der Stiftung betrauten Perso-
nen sowie die Experten für berufliche 
Vorsorge sind für den Schaden verant-
wortlich, den sie ihr absichtlich oder 
fahrlässig zufügen. 

12 Internes Kontrollsystem 
Die Stiftung unterhält ein ihrer Grösse 
angemessenes internes Kontrollsystem 
(IKS). Soweit und solange die Zürich Ver-
sicherungs-Gesellschaft AG mit der Stif-
tungsverwaltung beauftragt ist werden 

die internen Kontrollen im Rahmen der 
internen Audits von Zurich gemäss de-
ren Standards wahrgenommen. 

13 Entschädigung 
Der Stiftungsrat kann über eine ange-
messene Entschädigung seiner Mitglie-
der entscheiden. 

14 Nicht geregelte Sachver-
halte 
Über Fragen, die in diesem Reglement 
nicht behandelt werden, entscheidet 
der Stiftungsrat nach pflichtgemässem 
Ermessen und unter Beachtung der 
massgebenden Gesetze, der Stiftungs-
urkunde sowie der einschlägigen Regle-
mente in Übereinstimmung mit dem 
Stiftungszweck. 

15 Inkrafttreten / Ände-
rungsvorbehalt 
Dieses Reglement wurde vom Stiftungs-
rat an seiner ordentlichen Sitzung vom 
3. Juni 2014 genehmigt. Es tritt rückwir-
kend auf den 1. Januar 2014 in Kraft. Es 
kann vom Stiftungsrat jederzeit geän-
dert werden. 

 

Zürich, im Januar 2014 

 

Der Stiftungsrat der Sammelstiftung  
Vita Plus der Zürich Lebensversiche-
rungs-Gesellschaft AG 
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